
Uni Liechtenstein: 100 Studierende weniger als noch im Vorjahr 
Als Grund für den Rückgang nennt der Rektor Post-Corona-Effekte: Maturanten gehen zuerst auf Reisen, bevor sie sich an Uni einschreiben. 

Die Universität Liechtenstein 
blickt auf ein turbulentes Jahr 
zurück: Die Klage von Ex-Rek-
torin Ulrike Baumöl gegen die 
Bildungseinrichtung schlug in 
Gesellschaft und Politik hohe 
Wellen. Im Rahmen des Pro-
zesses veröffentlichte Chat-
Nachrichten führten dazu, dass 
Universitätsratspräsident Klaus 
Tschütscher im Dezember sein 
Amt zur Verfügung stellte – 
auch wenn die sogenannten 
«Tschütscher-Chats» mittler-
weile in einem anderen Licht 
betrachtet werden müssen. 

Daneben musste die Univer-
sität im vergangenen Jahr auch 
einen erheblichen Rückgang der 
Studierendenzahl hinnehmen. 
Dies geht aus dem Jahres- 

bericht 2022 hervor, den die 
Uni-Leitung gestern präsentier-
te. Während zwischen 2018 und 
2021 die Studierendenzahl stets 
bei etwa 690 lag, waren 2022 
nur mehr 589 Studentinnen und 
Studenten an der Universität 
Liechtenstein eingeschrieben. 

Negativschlagzeilen  
beschäftigen die Studenten 
Steht der Rückgang der Studie-
rendenzahl in Verbindung mit 
den Turbulenzen in der Univer-
si-tät Liechtenstein, die in den 
letzten zwei Jahren auch immer 
wieder Medien und Politik be-
schäftigten? «Das ist schwer zu 
sagen», so Rektor Markus Jäger 
an der gestrigen Pressekonfe-
renz. Natürlich stelle sich für 

manche Studenten die Frage: 
«Was passiert mit dieser Univer-
sität? Sie ist so viele Male in der 
Zeitung – und meist sind die Ar-
tikel negativ behaftet.» Den-
noch geht Jäger davon aus, dass 
nicht die Negativschlagzeilen 
der entscheidende Grund für 
den Studentenrückgang waren.  

Er verweist stattdessen auf 
Post-Corona-Effekte: Aufgrund 
der Pandemie war in den Jahren 
2020 und 2021 die Reisetätig-
keit stark eingeschränkt. Ent-
sprechend verzichteten viele 
Maturanten darauf, nach dem 
Gymnasium zunächst die Welt 
zu erkunden, sondern schrieben 
sie sich gleich an einer Universi-
tät ein. Dies habe während den 
zwei Pandemiejahren zu höhe-
ren Studierendenzahlen geführt, 
erläuterte Jäger.  

Ab 2022 war Reisen wieder 
möglich, wodurch der umge-
kehrte Effekt eintrat: Maturan-
ten machen wieder vermehrt zu-
nächst ein Jahr Pause, bevor sie 
zu studieren beginnen. «Wir 
sind nicht die einzigen, die da-
von betroffen sind», versicherte  
Jäger. «Bei anderen Universitä-
ten gab es dieselbe Tendenz». 

Kleiner Gewinn von  
273 000 Franken 
Während die Universität also 
bei der Studierendenzahl einen 
Verlust hinnehmen musste, 
konnte sie bei den Finanzen ei-
nen Gewinn verbuchen: Die 
Bildungseinrichtung schreibt 
für das Jahr 2022 ein Plus von 
rund 273 000 Franken. «Trotz 
grosser Herausforderungen 
und Schwierigkeiten können 
wir mit einem positiven Ergeb-
nis abschliessen», freute sich 

Rudolf Minsch, Mitglied des 
Universitätsrats. 

Allerdings: Auch in puncto 
Finanzierung zeigen sich die 
Nachwirkungen der letztjähri-
gen Turbulenzen: Ursprünglich 
wollte die Regierung, dass im 
letzten November der Staatsbei-
trag für die Universität Liechten-
stein für die Jahre 2023, 2024 
und 2025 festgelegt wird. Doch 
aufgrund von noch offenen Fra-
gen im Zusammenhang mit 
dem Verfahren der Ex-Rektorin 
stimmte eine Mehrheit des 
Landtags dafür, den Antrag zum 
Staatsbeitrag auf die Dezember-
Sitzung zu verschieben. Infolge 
zog die Regierung die Vorlage 
vollständig zurück. Bis auf wei-

teres entscheidet der Landtag 
jährlich über den Uni-Staatsbei-
trag für das nächste Jahr. 

«Werden ab und zu zum 
Spielball der Politik» 
Jäger gab zu erkennen, dass die 
Universität mit dieser «Einjah-
resplanung» nicht glücklich ist. 
«Wir werden ab und zu leider 
zum Spielball der Politik», be-
klagte sich der Uni-Rektor. 
Aber sobald die Bildungsein-
richtung wieder in ruhigeres 
Fahrwasser komme, werde 
man es nochmals mit der Drei-
jahresfinanzierung versuchen.  

Dass für die Bildungsein-
richtung auf dem Vaduzer 
Spoerry-Areal nun ruhigere Zei-

ten anbrechen, davon geht der 
neue Universitätsratspräsident 
Lothar Ritter aus. «Ich bin guter 
Dinge», hielt er zum Abschluss 
der Pressekonferenz fest. (equ)

Stellten den Jahresbericht vor: Universitätsratspräsident Lothar Ritter, Rektor Markus Jäger und Rudolf 
Minsch, Mitglied des Universitätsrats. Bild: Tatjana Schnalzger

«Das Gefäss, mit dem wir 
Geld machen können»  
Beschäftigt hat die Universität 
Liechtenstein im vergangenen 
Jahr auch ihre neue Organisati-
onsstruktur, die Anfang 2023 in 
Kraft getreten ist. An die Stelle 
der bisherigen fünf Institute tre-
ten drei fach- sowie zwei lehrbe-
zogene «Schools».  

An der gestrigen Pressekon-
ferenz wurde vor allem auf  
eine «School» eingegangen: die 
«Executive School». In ihr wer-
den die Weiterbildungsangebo-
te für Berufstätige gebündelt.  
«Pointiert gesagt: Die ‹Executi-
ve School› ist das einzige Gefäss, 
mit dem wir wirklich Geld ma-
chen können», hielt Uni-Rektor 
Markus Jäger fest. «Zusätzliche 

Mittel generieren wir nur mit der 
‹Executive School›». 

«Einzige Universität mit  
McDonald’s auf Campus» 
Untergebracht ist die «Executi-
ve School» in der Überbauung 
«Ebaholz» – das Gebäude, in 
dem auch die Fast-Food-Kette 
McDonald’s eine Filiale eröffnet 
hat. «Wir sind die einzige Uni-
versität weit und breit, die einen 
McDonald’s auf ihrem Campus 
begrüssen kann», scherzte 
Jäger. Dieser Standort kostete 
die Universität 60 000 Fran-
ken an Miete. Bezahlen könne 
sie dies aber aus den Einnahmen 
der «Executive School». (equ)

Volk soll Fördergelder an Kirchen lenken 
Welche anerkannte Religionsgemeinschaft wie viel Geld erhält, soll künftig alle fünf Jahre mit der Volkszählung geklärt werden. 

David Sele 
 
Jährlich zahlt das Land Liech-
tenstein 300 000 Franken an 
das Erzbistum Vaduz. Mit der 
geplanten staatlichen Aner-
kennung weiterer Religionsge-
meinschaften sollen künftig 
auch weitere Kirchen finanziell 
berücksichtigt werden. Folglich 
schlägt die Regierung ein ein-
heitliches System vor: Jede 
staatlich anerkannte Religions-
gemeinschaft erhält einen So-
ckelbetrag von 20 000 Fran-
ken. Pro 100 Anhänger der je-
weiligen Gemeinschaft gibt es 
nochmals 1000 Franken oben 
drauf. Die Grösse der Anhän-
gerschaft soll dabei bei der  
ohnehin alle fünf Jahre stattfin-
denden Volkszählung gemes-
sen werden. «Das ist ein Mo-
dell, das eine gewisse Planungs-
sicherheit gewährleistet, sich 
über die Zeit aber auch den Ver-
hältnissen anpasst», sagte Re-
gierungschef Daniel Risch am 
Mittwoch vor den Medien.  

Tatsächlich würde sich für 
das Erzbistum Vaduz damit ak-
tuell kaum etwas ändern: In-
klusive Sockelbetrag käme die 
römisch-katholische Kirche auf 
gut 291 000 Franken pro Jahr. 

Dies, weil bei der Bevöl- 
kerungsbefragung 2020 etwa  
75 Prozent der Einwohner an-
gaben, dieser Konfession anzu-
gehören. Bei der nächsten Be-
völkerungsbefragung im Jahr 
2025 würde der variable Anteil 
der staatlichen Förderung neu 
bestimmt. Erstmals hätten die 
Menschen in Liechtenstein da-
mit auch die Möglichkeit, indi-
rekt zu steuern, wohin religiöse 
Fördergelder fliessen. 

Rechenschaftspflicht für 
Religionsgemeinschaften 
Die finanzielle Förderung soll 
jedoch auch mit Bedingungen 
verknüpft sein. Das Geld darf 
ausschliesslich im Inland einge-
setzt werden und die Religions-
gemeinschaften müssen der 
Regierung über die Verwen-
dung Rechenschaft ablegen. 
Dies in Form eines schriftlichen 
Tätigkeits- und Jahresberichts 
über ihre wichtigsten Aktivitä-
ten. Auch ein jährliches Ge-
spräch mit der Regierung soll  
zu den Pflichten jeder aner-
kannten Religionsgemeinschaft 
gehören.  

Neben der finanziellen För-
derung kommen den Religions-
gemeinschaften dafür diverse 

Rechte zu. Sie sollen beim reli-
giösem Unterricht in den staat-
lichen Schulen mitreden kön-
nen, ihnen wird die Seelsorge  
in öffentlichen Anstalten und 
Einrichtungen ermöglicht, sie 
erhalten Zugang zu Daten ihrer 
Religionsangehörigen und sie 

sind von der Steuerpflicht be-
freit. Vor allem aber erhalten  
sie einen öffentlich-rechtli-
chen Status, der ihnen Verträ-
ge und Vereinbarungen mit 
Land und Gemeinden ermög-
licht. Darin können weite- 
re gegenseitige Rechte und 

Pflichten festgeschrieben wer-
den.  

Um die staatliche Anerken-
nung zu erlangen, müssen die 
katholische Kirche sowie die 
evangelische und evangelisch-
lutherische Kirche im ersten 
Moment nichts tun. Sie sollen 

von verfassungs- bzw. gesetzes-
wegen diesen Stratus erhalten. 
Alle anderen Religionsgemein-
schaften müssen einen Antrag 
stellen. 

Verlangt wird, dass die Ge-
meinschaft mehr als 20 Jahre 
im Land wirkt und mindestens 
200 Anhänger hat. Sie muss 
sich zum Rechtsstaat bekennen 
und an die Gesetze halten. Auch 
ein Bekenntnis zum Religions-
frieden sowie zur Beteiligung 
am und zur Förderung des inter-
religiösen, intrareligiösen oder 
ökumenischen Dialogs ist nötig. 

Erfüllt eine anerkannte Re-
ligionsgemeinschaft diese An-
forderungen nicht mehr, kann 
ihr die Anerkennung auch ent-
zogen werden. Bei der katholi-
schen Kirche wäre dazu die Än-
derung der Verfassung und bei 
den evangelischen Kirchen die 
Änderung des Gesetzes nötig. 
Bei allen anderen Religionsge-
meinschaften soll ein Regie-
rungsbeschluss reichen. 

Per Verfassung ausge-
schlossen bleiben jedoch Ein-
griffe des Staates in innerkirch-
liche Angelegenheiten, sofern 
diese nicht eine Gefahr darstel-
len und/oder gegen Recht und 
Sitte verstossen.

Emanuel Schädler vom Liechtenstein-Institut (l.) und Regierungschef Daniel Risch präsentierten den 
Vernehmlassungsbericht für ein neues Religionsgemeinschaftengesetz. Bild: ikr
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